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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Hussing, Böhm (Melsungen), Dr. Dregger, Dr. Wallmann, 

Pfeifer, Dr. Fuchs, Dr. Gölter, Frau Dr. Walz, Dr. Probst, Dr. Schäuble, 

Dr.-Ing. Oldenstadt, Pfeffermann, Unk, Schmidt (Wuppertal), Frau Benedix, Lenzer 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Finanzierung des Modellversuchs „Schüler schulen Schülervertreter“ 

des hessischen Landesschülerrats durch den Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft 


Der Bundesminister für Bildung finanziert laut Förderungs- 
katalog den Modellversuch „Schüler schulen Schüler Vertreter" 
des hessischen Landesschülerrats mit insgesamt 57 750 DM für 
1974 und 1975. Seit zwei Jahren ist der hessische Landesschüler- 
rat Ziel der Unterwanderungsversuche einer linksradikalen 
Jugendorganisation. Genau seitdem diese ideologische Unter- 
wanderung personell und inhaltlich gelungen ist, erfolgen von 
ministerieller Seite, und hier auch vom Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft, erhebliche finanzielle Bezuschussungen. 
Im vorliegenden Fall des Modellversuchs „Schüler schulen 
Schülervertreter" ist es ohnehin höchst zweifelhaft, ob der be- 
treffende § 49 Abs. 2 des Hessischen Schulverwaltungsgesetzes 
eine ausreichende Rechtsgrundlage bildet. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der hessische Landes- 
schulsprecher und Vorsitzende des hessischen Landesschüler- 
rats Christoph Speier geschäftsführendes Landesvorstands- 
mitglied der mit verfassungswidriger Zielsetzung arbeiten- 
den DKP- Jugendorganisation „Sozialistische Deutsche Arbei- 
terjugend" (SDAJ) ist und daß noch weitere Mitglieder des 
hessischen Landesschülerrats führende SDAJ-Funktionäre 
sind? 

2. Ist der Bundesregierung der vom hessischen Landesschüler- 
rat vorgelegte Entwurf der „Zielvorstellungen der hessi- 
schen Schülervertretung (SV) bis zum April 1977" bekannt, 
und wie beurteilt sie die Aussagen dieses Entwurfs u. a. zu 

a) fehlenden Lehrstellen- und Studienplatzangeboten: 

„ . . . Das Ziel ist klar: Das Bildungssystem soll den 
Gewinninteressen der Konzerne und Großunternehmen 
dienen. . . ."? 
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b) dem Etat für das Bildungswesen: 

„ . . . Die regierenden Parteien wollen uns einreden, daß 
kein Geld da sei. Gleichzeitig werden jedoch weit über 
30 Prozent des Staatshaushalts in der Rüstungsindustrie 
verpulvert. Gleichzeitig steigen die Gewinne der Groß- 
unternehmen um ein Vielfaches. Davon werden viele 
Milliarden ins Ausland geschafft. . . . Nutzlose, aber teure 
Kriegsflugzeuge und Waffen sind dagegen gewinnbrin- 
gender. . . ."? 

c) dem Erlaß der Ministerpräsidenten der Bundesrepublik 
Deutschland vom 28. Januar 1972: 

„ . . . Inzwischen wendet sich der Beschluß gegen enga- 
gierte Demokraten, zunächst noch gegen Sozialisten und 
Kommunisten, die versuchen, konsequent unsere Verfas- 
sung zu erfüllen und zu verteidigen; sie werden wohl 
gerade deshalb von den undemokratischen Berufsver- 
boten betroffen, während Rückständige, ja sogar Faschi- 
sten nahezu ungehindert überall angestellt werden. Die 
größten und lauthalsesten Verfechter der verfassungs- 
brechenden Berufsverbote sind die Kräfte der Rechten, in 
unserem Bereich die rechte CDU- „ Schülerunion " , deren 
Interesse es offensichtlich ist, kritische Kräfte auszuschal- 
ten, die die krisenanfällige Wirtschaftsordnung der BRD 
kritisieren. . . ."? 

d) „Friedenserziehung - Mittel zur Errichtung demokrati- 
schen Schülerbewußtseins": 

„ . . . Eine wirkungsvolle friedenspolitische Arbeit der 
Schülervertretung umfaßt daher: Aktionsformen vielfäl- 
tiger Art (z. B. Filmveranstaltungen mit Diskussionen, 
Politfeten und Informationsveranstaltungen müssen stets 
an den Interessen der Schüler orientiert sein, auch wenn 
es immer um das Problem „Kriegsdienstverweigerung" 
und „Zivildienst" geht. Veranstaltungen, die inhalt- 
lich darüber hinausgehen (etwa über die Funktion der 
Bundeswehr, Rüstungsökonomie), müssen zuerst eine 
Betroffenheit der Schüler herstellen können (durch Filme 
oder der Relation von Rüstungs- und Bildungsausgaben 
erreichbar). Die Schülervertretungen sollten solche Ver- 
anstaltungen immer in Zusammenarbeit mit der Deut- 
schen Friedensgesellschaft/ Verband der Kriegsdienst- 
gegner durchführen. Damit leisten wir unseren Beitrag 
zur Verwirklichung des Artikels 26 („Friedliches Zusam- 
menleben der Völker") des Grundgesetzes der BRD."? 

3. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der 
Tendenz dieser Zielvorstellungen und aus der personellen 
Zusammensetzung dieses Gremiums? 

4. Hat die Bundesregierung dem hessischen Landesschülerrat 
im Zusammenhang mit der Finanzierung des Modellversuchs 
„Schüler schulen Schülervertreter" zwingende Auflagen über 
Form und Inhalt gemacht und bejahendenfalls welche? 
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5. Hat der Kultusminister des Landes Hessen dem Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft die Förderung dieses 
Modellversuches empfohlen und bejahendenfalls welche An- 
gaben über Form und Inhalt des Versuches sowie über die 
Arbeit des hessischen Landesschülerrats liegen vom Hessi- 
schen Kultusministerium vor? 

6. Gedenkt die Bundesregierung derlei Modellversuche ins- 
besondere des hessischen Landesschülerrats auch weiterhin 
zu finanzieren und bejahendenfalls in welcher Höhe? 


Bonn, den 6. November 1975 
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